12. JULI 1989 - Gesetz zur Festlegung verschiedener Maßnahmen zur Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 des Rates vom 25. Juli 1985 über die Schaffung einer europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung

(offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 5. April 1996)
Konsolidierung

Die vorliegende Konsolidierung enthält die Abänderungen, die vorgenommen worden sind durch:
- Artikel 15 des Gesetzes vom 29. Juni 1993 zur Abänderung der am 30. November 1935 koordinierten Gesetze über die Handelsgesellschaften hinsichtlich der Gesellschaftsfusionen und ‑aufspaltungen (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 5. April 1996),

- das Gesetz vom 7. Mai 1999 zur Einführung des Gesellschaftsgesetzbuches (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 7. Februar 2003),

- den Königlichen Erlass vom 30. Januar 2001 zur Ausführung des Gesellschaftsgesetzbuches (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 10. Januar 2007),

- Artikel 39 des Gesetzes vom 30. Dezember 2009 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich der Justiz (II) (deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 30. Juni 2010). 
Diese Konsolidierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.

12. JULI 1989 - Gesetz zur Festlegung verschiedener Maßnahmen zur Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 des Rates vom 25. Juli 1985 über die Schaffung einer europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung
KAPITEL I - Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1 - In Belgien eingetragene europäische wirtschaftliche Interessenvereinigungen ‑ nachstehend "Vereinigungen" genannt - haben Rechtspersönlichkeit.


Diese Vereinigungen können gerichtlich vorgehen, um ihre eigenen Rechte und die, die sich aus den gemeinsamen Interessen ihrer Mitglieder ergeben, geltend zu machen.


Art. 2 - [Vorbehaltlich der Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 des Rates vom 25. Juli 1985 über die Schaffung einer europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung sind die Bestimmungen zur Regelung des Gründungsvertrags mit Ausnahme der Fragen, die den Personenstand und die Rechts-, Geschäfts- und Handlungsfähigkeit natürlicher Personen und die Rechts- und Handlungsfähigkeit juristischer Personen betreffen, einerseits und zur Regelung der inneren Verfassung der Vereinigung sowie ihrer Liquidation und der Beendigung der Liquidation andererseits diejenigen, die im Gesellschaftsgesetzbuch enthalten sind und die wirtschaftlichen Interessenvereinigungen betreffen.]

[Art. 2 ersetzt durch Art. 15 des G. vom 7. Mai 1999 (B.S. vom 6. August 1999)]

Art. 3 - Nationale öffentliche Kreditinstitute dürfen unbeschadet der Sonderbestimmungen, die auf sie zutreffen, nur mit Zustimmung der nationalen Aufsichtsminister Mitglied einer Vereinigung werden.


Art. 4 - Bei der Hinterlegung der in Artikel 6 § 1 erwähnten Urkunden muss jede Vereinigung ihre Eintragung [ins Register der juristischen Personen beantragen], in dessen Bereich sie ihren Sitz hat.


 Die Niederlassung einer Vereinigung, die ihren Sitz in einem anderen Staat hat, wird bei der Kanzlei des Handelsgerichts, in dessen Bereich diese Niederlassung gelegen ist, eingetragen.


Der König bestimmt die Form und die Bedingungen der Eintragung und ihrer Bekanntmachung. 


Das gleiche gilt für die Löschung der Eintragung.

[Art. 4 Abs. 1 abgeändert durch Art. 39 des G. (II) vom 30. Dezember 2009 (B.S. vom 15. Januar 2010)]

Art. 5 - Die Gründungsverträge der in Belgien eingetragenen Vereinigungen werden auf Kosten der Interessehabenden auszugsweise bekanntgemacht.


Der Auszug enthält:


a) den Namen der Vereinigung mit den voran- oder nachgestellten Wörtern "europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung" oder der Abkürzung "EWIV", es sei denn, diese Wörter oder diese Abkürzung sind bereits im Namen enthalten,


b) die genaue Angabe des Sitzes der Vereinigung,


c) die genaue Angabe des Unternehmensgegenstands, für den die Vereinigung gegründet worden ist, 


d) den Namen, die Firma, die Rechtsform, den Wohnsitz oder den Sitz sowie gegebenenfalls die Nummer und den Ort der Registereintragung eines jeden Mitglieds der Vereinigung,


e) die Dauer der Vereinigung, sofern sie nicht unbestimmt ist,


f) gegebenenfalls die Bestellung des oder der Geschäftsführer der Vereinigung, den Umfang ihrer Befugnisse und die Weise, in der sie sie ausüben, das heißt, ob sie allein, gemeinschaftlich oder als Kollegium handeln,


g) gegebenenfalls die Klausel, die ein neues Mitglied von der Haftung für Verbindlichkeiten befreit, die vor seinem Beitritt entstanden sind,


h) die Klausel, die die Benennung eines Betriebsrevisors vorsieht, der mit der Bewertung der Einlagen, die keine Geldeinlagen sind, beauftragt ist.


Durch einen im Ministerrat beratenen Erlass kann der König die Kategorien der Vereinigungen bestimmen, die von dieser Formalität freigestellt sind.


Für authentische Urkunden wird der Auszug von den Notaren unterschrieben, für privatschriftliche Urkunden von allen gesamtschuldnerischen Mitgliedern oder nur von einem, das von den anderen eigens dazu bevollmächtigt wurde.


Art. 6 - § 1 - Auszüge aus Verträgen, die laut Artikel 5 bekanntmachungspflichtig sind, werden binnen fünfzehn Tagen nach dem Datum der Ausfertigung der definitiven Urkunden bei der Kanzlei des Handelsgerichts hinterlegt, bei dem die Eintragung der Vereinigung vorgenommen wird.


Zusammen mit den für die Bekanntmachung bestimmten Auszügen wird eine Ausfertigung oder ein Duplikat der Verträge hinterlegt.


Für Vereinigungen mit Sitz in einem anderen Staat erfolgt diese Hinterlegung bei der Kanzlei des Handelsgerichts, bei dem die Eintragung der Niederlassung vorgenommen wird.


Den Verträgen als Anlagen beigefügte authentische oder privatschriftliche Vollmachten werden in einer Ausfertigung oder im Original mit den Verträgen hinterlegt, auf die sie sich beziehen. 


§ 2 - Die in Durchführung von § 1 hinterlegten Unterlagen werden zu der Akte gelegt, die für jede dieser Vereinigungen bei der Kanzlei geführt wird.


Der König bestimmt die Modalitäten der Zusammenstellung der Akte. Er kann vorsehen, dass Unterlagen, die zu der Akte gelegt werden, nach der von Ihm festgelegten Frist reproduziert werden dürfen, sei es in Form von Fotokopien, Mikrokopien oder in irgendeiner anderen von Ihm bestimmten Form. Diese Abschriften haben die gleiche Beweiskraft wie die hinterlegten Unterlagen, mit denen sie unter den von Ihm festgelegten Bedingungen ausgetauscht werden dürfen.


Jeder kann die hinterlegten Unterlagen in Bezug auf eine bestimmte Vereinigung kostenlos einsehen und - auch per Post - eine vollständige Abschrift oder eine Abschrift von Auszügen erhalten, ohne andere Kosten als die Kanzleigebühren zahlen zu müssen.


Diese Abschriften werden beglaubigt, es sei denn, der Antragsteller verzichtet auf diese Formalität.


§ 3 - Die Bekanntmachung erfolgt in den Anlagen zum Belgischen Staatsblatt.


Sie muss zur Vermeidung eines Schadenersatzes zu Lasten der Beamten, denen das Versäumnis oder die Verspätung zuzuschreiben ist, binnen fünfzehn Tagen nach der Hinterlegung erfolgen.


Der König bestimmt die Beamten, die die Urkunden oder Auszüge entgegennehmen, sowie die Form und die Bedingungen der Hinterlegung und Bekanntmachung.


§ 4 - Die Urkunden sind Dritten gegenüber erst ab dem Tag ihrer Bekanntmachung in den Anlagen zum Belgischen Staatsblatt wirksam, es sei denn, die Vereinigung beweist, dass diese Dritten bereits vorher davon Kenntnis hatten.


Dritte können jedoch Urkunden geltend machen, die noch nicht bekanntgemacht worden sind.


Für Handlungen, die vor dem sechzehnten Tag nach der Bekanntmachung vorgenommen worden sind, sind diese Urkunden Dritten gegenüber, die beweisen, dass sie unmöglich davon Kenntnis hatten, nicht wirksam.


Bei Unstimmigkeit zwischen dem hinterlegten Text und dem, der in den Anlagen zum Belgischen Staatsblatt bekanntgemacht wird, ist letzterer Dritten gegenüber nicht wirksam. Diese Dritten können ihn jedoch geltend machen, es sei denn, die Vereinigung beweist, dass sie von dem hinterlegten Text Kenntnis hatten.


Art. 7 - § 1 - Gemäß der in den vorhergehenden Artikeln bestimmten Weise werden hinterlegt und auszugsweise bekanntgemacht:


1. Urkunden zur Abänderung der in Artikel 5 Absatz 2 erwähnten Bestimmungen des Gründungsvertrags, einschließlich jeder Änderung in der Zusammensetzung der Vereinigung,


2. Urkunden über die Bestellung des oder der Geschäftsführer, wenn diese aufgrund eines Beschlusses der Mitglieder erfolgt, und Urkunden über das Ausscheiden aus dem Amt des oder der Geschäftsführer,


3. Urkunden über die Bestellung und das Ausscheiden aus dem Amt des oder der Liquidatoren,


4. der gemäß Artikel 31 der Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 gefasste Beschluss der Vereinigungsmitglieder, der die Auflösung der Vereinigung ausspricht,


5. der Auszug aus der rechtskräftigen oder einstweilen vollstreckbaren gerichtlichen Entscheidung, die die Auflösung oder die Nichtigkeit der Vereinigung oder die Nichtigkeit der Abänderungen des Gründungsvertrags ausspricht, sowie der Auszug aus der gerichtlichen Entscheidung, die das oben erwähnte einstweilen vollstreckbare Urteil abändert.


Dieser Auszug enthält:


a) den Namen und den Sitz der Vereinigung,


b) das Datum der Entscheidung und das Gericht, das sie verkündet hat,


c) gegebenenfalls Name, Vornamen und Anschrift der Liquidatoren,


6. die Beendigung der in Artikel 35 § 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 erwähnten Liquidation der Vereinigung,


7. der in Artikel 14 § 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 erwähnte Sitzverlegungsplan,


8. die Klausel, die ein neues Mitglied von der Haftung für Verbindlichkeiten befreit, die vor seinem Beitritt entstanden sind, wenn sie im Rechtsakt über seine Aufnahme steht.


§ 2 - Der Tod einer der in § 1 Nr. 2 und 3 erwähnten Personen gibt Anlass zu einer vom zuständigen Organ unterschriebenen Erklärung.


Diese Erklärung wird gemäß Artikel 6 hinterlegt und bekanntgemacht.


§ 3 - Gemäß der in den vorhergehenden Artikeln bestimmten Weise werden hinterlegt:


1. Urkunden, die Bestimmungen des Gründungsvertrags abändern und die nicht auszugsweise in den Anlagen zum Belgischen Staatsblatt bekanntgemacht werden müssen,


2. die Errichtung und die Aufhebung jeder Niederlassung der Vereinigung,


3. jede von einem Mitglied vorgenommene Abtretung seiner Beteiligung an der Vereinigung oder eines Teils davon gemäß Artikel 22 § 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2137/85,


4. nach jeder Abänderung des Gründungsvertrags, der angepasste vollständige Text dieses Vertrags.


Der Gegenstand der Urkunden, deren Hinterlegung durch vorliegenden Paragraphen vorgeschrieben ist, wird in Form eines Vermerks in den Anlagen zum Belgischen Staatsblatt gemäß den vorhergehenden Artikeln bekanntgemacht.


§ 4 - Urkunden und Angaben, deren Bekanntmachung durch die vorhergehenden Paragraphen vorgeschrieben ist, sind Dritten gegenüber unter den in Artikel 6 § 4 vorgesehenen Bedingungen wirksam.


Art. 8 - § 1 - Die Kontrolle der Geschäftsführung geschieht unter den im Gründungsvertrag vorgesehenen Bedingungen.


Wenn ein Mitglied der Vereinigung selbst der gesetzlichen Kontrolle der Buchungsbelege unterliegt, müssen ein oder mehrere Betriebsrevisoren mit der Kontrolle der Finanzlage, des Jahresabschlusses und der Satzungsmäßigkeit der im Jahresabschluss anzugebenden Verrichtungen beauftragt werden.


Die Artikel 64 § 1 Absatz 2 bis 5, 64 § 2 Absatz 2, 64bis, 64ter Absatz 1, 3, 4 und 5, 64quater, 64quinquies, 64sexies, 64septies, 64octies und 65 Absatz 1 Nr. 1, 2, 3, 5 und 6 und Absatz 2 der koordinierten Gesetze über die Handelsgesellschaften sind anwendbar in Sachen Bestellung, Auftrag, Verantwortlichkeit und Abberufung des oder der Revisoren.


§ 2 - Jedes Jahr stellen der oder die Geschäftsführer den Jahresabschluss auf.


Der Jahresabschluss wird gemäß dem Gesetz vom 17. Juli 1975 über die Buchhaltung und den Jahresabschluss der Unternehmen und seinen Ausführungserlassen, insofern die Vereinigung ihnen unterliegt, und gemäß den auf sie anwendbaren besonderen Gesetzes‑ und Verordnungsbestimmungen aufgestellt.


[Spätestens dreißig Tage nach der Verabschiedung werden der Jahresabschluss und eine Unterlage mit Name, Vornamen, Beruf und Wohnsitz des oder der amtierenden Geschäftsführer durch den oder die Geschäftsführer bei der Belgischen Nationalbank hinterlegt.]


Spätestens dreißig Tage nach der Verabschiedung werden der Jahresabschluss und eine Unterlage mit Name, Vornamen, Beruf und Wohnsitz des oder der amtierenden Geschäftsführer gemäß Artikel 7 § 3 durch den oder die Geschäftsführer hinterlegt und bekanntgemacht.


§ 3 - Mitglieder, die nicht Geschäftsführer sind, haben das Recht, am Sitz der Vereinigung Bücher und Unterlagen einzusehen und davon eine Abschrift zu erhalten.


§ 4 - [[Die Artikel 101 und 102 des Gesell​schaftsgesetzbuches finden Anwendung auf] die in § 2 erwähnten Unterlagen.]


§ 5 - [Die Artikel 103 und 106 Absatz 2 des Gesellschaftsgesetzbuches] und ihre Ausführungserlasse sind auf die in § 2 erwähnten Unterlagen anwendbar.

[Art. 8 § 2 Abs. 3 ersetzt durch Art. 15 Nr. 1 des G. vom 29. Juni 1993 (B.S. vom 21. Juli 1993); § 4 ersetzt durch Art. 15 Nr. 2 des G. vom 29. Juni 1993 (B.S. vom 21. Juli 1993) und abgeändert durch Art. 222 erster Gedankenstrich des K.E. vom 30. Januar 2001 (B.S. vom 6. Februar 2001); § 5 abgeändert durch Art. 222 zweiter Gedankenstrich des K.E. vom 30. Januar 2001 (B.S. vom 6. Februar 2001)]

Art. 9 - Ein Mitglied einer europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung scheidet am Tag, wo durch Endurteil eines belgischen Gerichts ein Konkursverfahren gegen dieses Mitglied eingeleitet wird, aus der Vereinigung aus.


Art. 10 - Wer für eine Vereinigung an einer Urkunde beteiligt ist, die gegen die Vorschriften von Artikel 25 der Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 verstößt, kann, wenn Dritte dadurch Schaden erleiden, für die darin durch die Vereinigung eingegangenen Verbindlichkeiten persönlich haftbar gemacht werden.


Art. 11 - Unternehmen, die über einen Betriebsrat verfügen und Mitglied einer europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung sind, sind verpflichtet, ihrem Betriebsrat Informationen über die Vereinigung, der sie angehören, zu erteilen, und zwar so wie diese Informationen in den Artikeln 5, 8, 11 und 14 des Königlichen Erlasses vom 27. No​vember 1973 zur Regelung der den Betriebsräten zu erteilenden wirtschaftlichen und finanziellen Informationen bestimmt sind.

KAPITEL II - Steuerrechtliche Bestimmungen

Art. 12 - Artikel 159 des Gesetzbuches über die Registrierungs-, Hypotheken- und Kanzleigebühren wird wie folgt ergänzt:


"11. die Einbringung von Gütern in eine europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung,


12. die Rückgabe der unbeweglichen Güter an die Mitglieder der europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung, die sie eingebracht haben, wenn die Rückgabe infolge des Ausscheidens dieser Mitglieder oder der Auflösung der Vereinigung erfolgt.


Werden unbewegliche Güter unter Bedingungen erworben, die nicht den im vorigen Absatz vorgesehenen Bedingungen entsprechen, sind für diesen Erwerb, wie er auch immer erfolgt, die für Veräußerungen festgelegten Gebühren zu entrichten,"

Art. 13 - In Artikel 18 § 1 des Gesetzes vom 3. Juli 1969 zur Einführung des Gesetzbuches über die Mehrwertsteuer wird Nr. 3 durch folgende Bestimmung ersetzt:


"3. den Auftrag mit Ausnahme desjenigen, den die Verwalter, Geschäftsführer, Kommissare und Liquidatoren von Gesellschaften und von europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigungen bei der Ausübung ihrer satzungsmäßigen Aufgaben erfüllen,".


Art. 14 - In Abweichung von Artikel 1 wird davon ausgegangen, dass gemäß dem vorliegenden Gesetz errichtete Vereinigungen hinsichtlich der Einkommensteuerpflicht keine Rechtspersönlichkeit besitzen.


Diese Vereinigungen unterliegen als solche dieser Steuerpflicht nicht. Ausgeschüttete oder nicht ausgeschüttete Gewinne oder Erträge und Entnahmen der Mitglieder werden als Gewinne oder Erträge dieser Mitglieder betrachtet und gemäß der auf das jeweilige Mitglied anwendbaren Regelung zu Lasten dieses Mitglieds besteuert.


Es wird davon ausgegangen, dass diese Gewinne oder Erträge den Mitgliedern bei Abschluss des Rechnungsjahres, auf das sie sich beziehen, ausgezahlt oder gewährt werden, wobei der Anteil jedes Mitglieds an den nicht ausgeschütteten Gewinnen oder Erträgen gemäß den Bestimmungen des Vertrags oder mangels vertraglicher Bestimmungen nach Kopfquote festgelegt wird.

KAPITEL III - Strafbestimmungen

Art. 15 - Mit einer Geldstrafe von fünfzig [Euro] bis zehntausend [Euro] wird belegt, wer es unterlassen hat, die durch die Artikel 6 bis 8 vorgesehenen Hinterlegungen vorzunehmen.

[Art. 15 abgeändert durch Art. 2 des G. vom 26. Juni 2000 (B.S. vom 29. Juli 2000)]


Art. 16 - Mit einer Gefängnisstrafe von einem Monat bis einem Jahr und mit einer Geldstrafe von fünfzig [Euro] bis zehntausend [Euro] oder mit nur einer dieser Strafen wird belegt, wer in betrügerischer Absicht die in Artikel 15 erwähnten Unterlagen nicht hinterlegt hat.

[Art. 16 abgeändert durch Art. 2 des G. vom 26. Juni 2000 (B.S. vom 29. Juli 2000)]

Art. 17 - Die Bestimmungen von Buch I des Strafgesetzbuches einschließlich Kapitel VII und Artikel 85 sind anwendbar auf Verstöße, die durch vorliegendes Gesetz vorgesehen sind.

KAPITEL IV - Abänderungsbestimmungen und Inkrafttreten

Art. 18 - Artikel 574 des Gerichtsgesetzbuches, abgeändert durch das Gesetz vom 24. März 1975, wird wie folgt ergänzt:


"8. über Streitfälle zwischen Mitgliedern einer europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung oder einer wirtschaftlichen Interessenvereinigung, zwischen Geschäftsführern, zwischen Geschäftsführer(n) und Mitgliedern, zwischen Liquidatoren, zwischen Liquidatoren und Mitgliedern oder zwischen Mitgliedern, Geschäftsführer(n) und Liquidatoren sowie über jeglichen Antrag auf Auflösung einer Vereinigung."

Art. 19 - Artikel 628 des Gerichtsgesetzbuches wird wie folgt abgeändert:


1. Nr. 14 Absatz 3 wird durch folgenden Text ersetzt:


"Was Beauftragte von Gesellschaften, von europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigungen oder von wirtschaftlichen Interessenvereinigungen betrifft, die ausschließlich oder hauptsächlich im Ausland wohnhaft sind, wird das Zuständigkeitsgebiet durch den Ort bestimmt, an dem sich die Hauptniederlassung der Gesellschaft oder der Vereinigung in Belgien befindet."

2. Eine Nr. 16 mit folgendem Wortlaut wird hinzugefügt:


"16. der Richter des Sitzes oder der Hauptniederlassung der Vereinigung bei Streitfällen zwischen Mitgliedern einer europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung oder einer wirtschaftlichen Interessenvereinigung, zwischen Geschäftsführern, zwischen Geschäftsführer(n) und Mitgliedern, zwischen Liquidatoren, zwischen Liquidatoren und Mitgliedern oder zwischen Mitgliedern, Geschäftsführer(n) und Liquidatoren sowie bei einem Antrag auf Auflösung einer Vereinigung."

Art. 20 - In den Königlichen Erlass Nr. 22 vom 24. Oktober 1934 zur Einführung eines für bestimmte Verurteilte und für Konkursschuldner geltenden Verbots, bestimmte Ämter, Berufe oder Tätigkeiten auszuüben, und zur Zuteilung der Befugnis, solche Verbote auszusprechen, an die Handelsgerichte, wird ein Artikel 3ter mit folgendem Wortlaut eingefügt:


"Artikel 3ter - Artikel 3bis § 1 ist anwendbar auf den Geschäftsführer einer europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung oder einer wirtschaftlichen Interessenvereinigung, gegen die ein Konkursverfahren eröffnet wurde.


Das Verbot, das Personen aufgrund der Artikel 1 und 3bis § 3 auferlegt wird, gilt auch für die Ausübung dieser Ämter in einer europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung, in einer wirtschaftlichen Interessenvereinigung oder in einer belgischen Niederlassung solcher Vereinigungen."

Art. 21 - Artikel 14 Absatz 1 des Königlichen Erlasses Nr. 185 vom 9. Juli 1935 über die Bankenaufsicht und die Regelung der Ausgabe von Wertpapieren und Effekten, abgeändert durch das Gesetz vom 3. Mai 1967 und das Gesetz vom 30. Juni 1975, wird mit den Wörtern "oder in einer oder mehreren wirtschaftlichen Interessenvereinigungen oder europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigungen" ergänzt.


Art. 22 - Artikel 9 der am 20. Juli 1964 koordinierten Gesetze über das Handelsregister wird wie folgt abgeändert:


1. Im einleitenden Satz werden die Wörter "In der Erklärung einer belgischen Handelsgesellschaft werden angegeben" durch die Wörter "In der Erklärung eines Kaufmanns mit Rechtspersönlichkeit nach belgischem Recht werden angegeben" ersetzt.


2. In Nr. 1 werden die Wörter "ihre etwaige Abkürzung, die Höhe des Grund- beziehungsweise Stammkapitals" durch die Wörter "seine etwaige Abkürzung, gegebenenfalls die Höhe seines Grund- beziehungsweise Stammkapitals" ersetzt.


3. Nr. 9 wird durch folgende Bestimmung ersetzt:


"9. alles, was in Artikel 8 Nr. 1, 2, 3, 4, 10 und 11 vorgeschrieben ist, in Bezug auf den Verwalter, Direktor oder Geschäftsführer, der mit der täglichen Geschäftsführung der Aktiengesellschaften, der Kommanditgesellschaften auf Aktien, der Genossenschaften, der Privatgesellschaften mit beschränkter Haftung, der offenen Handelsgesellschaften, der Kommanditgesellschaften sowie der europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigungen und der wirtschaftlichen Interessenvereinigungen beauftragt ist,"

4. Nr. 10 wird durch folgende Bestimmung ersetzt:


"10. alles, was in Artikel 8 Nr. 1, 2, 3, 4, 8, 10 und 11 oder in Artikel 9 Nr. 1 und 2 vorgeschrieben ist, in Bezug auf Gesellschafter einer offenen Handelsgesellschaft und Komplementäre sowie auf Mitglieder der europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigungen und der wirtschaftlichen Interessenvereinigungen, und außerdem die Angabe des Datums der Ermächtigung, Handel zu treiben, wenn es sich um einen Minderjährigen handelt."

Art. 23 - In Artikel 11 der am 20. Juli 1964 koordinierten Gesetze über das Handelsregister werden die Wörter "In der Erklärung einer ausländischen Handelsgesellschaft" durch die Wörter "In der Erklärung eines Kaufmanns mit Rechtspersönlichkeit nach ausländischem Recht" ersetzt.


Art. 24 - In Artikel 14 Absatz 2 derselben Gesetze, abgeändert durch das Gesetz vom 6. März 1973, wird das Wort "Handelsgesellschaften" durch das Wort "juristische Personen" ersetzt.


Art. 25 - In Artikel 20 derselben Gesetze werden die Wörter "Belgische und ausländische Handelsgesellschaften" durch die Wörter "Juristische Personen nach belgischem und nach ausländischem Recht" ersetzt.


Art. 26 - Artikel 25 Nr. 13 derselben Gesetze wird wie folgt ergänzt: "und der europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigungen oder der wirtschaftlichen Interessenvereinigungen".


Art. 27 - In Artikel 35bis, der in dieselben Gesetze durch das Gesetz vom 6. März 1973 eingefügt worden ist, werden die Wörter "Im Falle der Löschung der Eintragung einer Handelsgesellschaft" durch die Wörter "Im Falle der Löschung der Eintragung einer juristischen Person" ersetzt.


Art. 28 - Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juli 1975 über die Buchhaltung und den Jahresabschluss der Unternehmen, so wie er durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Juli 1983 abgeändert worden ist, wird wie folgt abgeändert:


A) Absatz 1 Nr. 2 wird durch folgende Bestimmung ersetzt:


"2. die Handelsgesellschaften und die Handelsgesellschaften kraft Rechtsform, die europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigungen und die wirtschaftlichen Interessenvereinigungen,"

B) Absatz 2 wird durch folgende Bestimmung ersetzt:


"Natürliche Personen, die ihren Wohnsitz nicht in Belgien haben, die in Absatz 1 Nr. 2, 3 und 4 erwähnten Unternehmen nach ausländischem Recht und die europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigungen, die ihren Sitz im Ausland haben, sind den Bestimmungen des vorliegenden Kapitels nur bezüglich ihrer in Belgien errichteten Zweigniederlassungen und Geschäftsstellen unterworfen. Die Gesamtheit ihrer Zweigniederlassungen und Geschäftsstellen im Lande gilt als ein Unternehmen. Die Bücher, Konten und Buchungsbelege dieser Zweigniederlassungen und Geschäftsstellen sind in Belgien aufzubewahren."

Art. 29 - Vorliegendes Gesetz tritt am 1. Juli 1989 in Kraft mit Ausnahme von Artikel 8 § 1, der am ersten Tag des Monats nach der Veröffentlichung des vorliegenden Gesetzes im Belgischen Staatsblatt in Kraft tritt.
